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Herr Müller, arbeiten Sie im Rentenalter weiter?
Ja klar, wieso auch nicht? Ich habe mich nie als 
pensioniert verstanden. Es handelt sich dabei um 
einen Zustand, der einem von der Gesellschaft auf-
gezwungen wird.

Sie lehnen also das Pensionsetikett ab?
Mich stört, dass man mit diesem Etikett automatisch 
als nutzlos gilt, als jemand, der der Allgemeinheit nur 
noch Kosten verursacht, den Anschluss verpasst hat 
und die Umwelt belastet. Gestern noch vollwertige 
Arbeitskraft, ab dem Tag eins der Pensionierung ein 
Mensch, der eine Belastung für die Gesellschaft ist.
 
In Ihrem Buch «Schafft die Pensionierung ab» for-
dern Sie – wie es der Titel sagt – die Abschaffung 
der klassischen Pensionierung. Warum genau?
Das heutige Rentenmodell stammt aus dem 19. Jahr-
hundert und geht auf Bismarck zurück. Damals setz-
te der Rentenbezug die Nichttätigkeit voraus – eine 
Logik, die aus der schweren Fabrikarbeit jener Epo-
che entstand. Auch das fixe Rentenalter 65 ist ein 
Relikt aus einer fernen Epoche. Es stammt aus der 
Zeit des Ersten Weltkriegs. Bei der Einführung die-
ser Grenze lag die Lebenserwartung nur unwesent-
lich höher. Heute ist diese massiv gestiegen. Bald 
ist die Phase des beruflichen Nichtstuns die längs-
te Lebensphase, länger als die Berufszeit. Unsinnig 
ist doch, dass das heutige System alles über einen 
Leisten schlägt. Warum muss eine müde Schuhver-
käuferin zum gleichen Zeitpunkt aus dem Arbeits-
prozess ausscheiden wie ein vitaler Mitarbeiter von 
Google?

Sie können nicht verstehen, warum sich so viele auf 
die Pensionierung freuen?
Ich kann das in bestimmten Fällen durchaus ver-
stehen. Wer einen körperlich strengen Beruf hat, 
der freut sich vielfach auf die Pensionierung. Doch 
gemäss einer Umfrage möchte rund die Hälfte der 
Menschen nach 65 noch weiterarbeiten, kann es 
aber nicht. Man sollte das Rentensystem doch so 
konzipieren, dass die einen früher mit dem Arbei-
ten aufhören, die anderen länger arbeiten können. 
Doch heute ist das kaum möglich. Gesetze, Unter-
nehmenspolitik und die Reglemente der Pensions-
kassen befördern alle mit 65 alternativlos in den so-
genannten Ruhestand. Dieser massive Eingriff in das 

Gastinterview

«Schafft die Pensionierung ab!»

Interview mit Felix E. Müller
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Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen kann einen 
Liberalen doch nicht gleichgültig lassen!

Was bedeutet dies ökonomisch?
Die Schweiz entfernt ohne Not jährlich Zehntausen-
de von gesunden, leistungsfähigen und leistungs-
willigen Menschen aus dem Arbeitsprozess. Gleich-
zeitig beklagt die Wirtschaft einen Fachkräfteman-
gel. Doch sie unternimmt nichts, um die Leute län-
ger im Arbeitsprozess zu behalten. Laut einer Studie 
von Swiss Life bemühen sich bloss 14 Prozent der 
Unternehmen aktiv darum. Das Problem des Fach-
kräftemangels wird offensichtlich durch die Perso-
nenfreizügigkeit gelöst, was zum starken Bevölke-
rungswachstum des Landes beiträgt.

Wie könnte denn ein Rentensystem aussehen, das 
besser zur heutigen Arbeitswelt passt?
Es sollte jedem Menschen freistehen, zwischen z.B. 
60 und 75 das Ausscheiden aus dem Arbeitsprozess 
selbst zu planen. Vermutlich braucht es eine Limite, 
von der an der Bezug einer Maximalrente möglich ist. 
Und wo harte körperliche Arbeit ein längeres Ver-
bleiben im Arbeitsprozess faktisch unmöglich macht, 
müsste es Sonderregelungen und spezielle Kompen-
sationen geben. Solche Modelle existieren in den 
nordischen Ländern teilweise.

Warum werden solche Modelle heute nicht längst 
umgesetzt?
Die Linke torpediert alle Reformvorhaben, die nach 
Leistungsabbau aussehen, also etwa eine generelle 
Erhöhung des Rentenalters. In bester Klassenkampf-
Manier heisst es jeweils: Die Erschöpften müssen 
dann noch länger arbeiten! Deswegen braucht es 
Sonderlösungen für Wenigverdienende. Das Nar-
rativ einer Rentenreform muss lauten: Niemandem 
wird etwas weggenommen, im Gegenteil, man erhält 
ein Geschenk, nämlich Wahlfreiheit.

Welche realistischen Schritte könnten denn eine 
grosse Wirkung entfalten?
Ein gesetzliches Verbot der Altersdiskriminierung am 
Arbeitsplatz. Niemand dürfte mehr sagen: Du musst 
gehen, weil du 65 bist. Ist man denn mit 65 über Nacht 
nicht mehr fähig, als Jurist, Bankangestellter, Bau-
führer oder Umweltberater zu arbeiten?

Denken Sie, es genügt, wenn die rechtlichen Hür-
den fallen – oder braucht es weitere Voraussetzun-
gen, damit eine Erwerbstätigkeit über 65 tatsäch-
lich selbstverständlich wird?
Es muss tatsächlich mehr getan werden. Der Ge-
setzgeber sollte die Voraussetzungen schaffen, um 
eine Beschäftigung über 65 hinaus finanziell und 
steuerlich attraktiver zu machen. Die Unternehmen 
schliesslich müssten etwas Phantasie entwickeln, 

wie sie die Arbeitsmodelle für ältere Arbeitnehmer 
flexibler ausgestalten könnten. Wenn ältere Men-
schen länger selbstbestimmt arbeiten können, pro-
fitiert der Einzelne wie die Gesellschaft.

Gastinterview

Zum Buch
Felix E. Müller setz t sich in seinem Buch 
krit isch mit dem Thema der Zwangs­
pensionierung im Alter von 65 Jahren 
auseinander. Dabei zeigt er unter 
anderem auf, wie eine moderne und 
freiheitliche Reform des heutigen Sys­
tems gelingen kann.



18 Nr. 1 | 13. Februar 2026

Parolenspiegel

Was die FDP empfiehlt
Unsere Parolen für die nationalen Abstimmungen 

vom 8. März 2026
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Die SVP will einen 10-Millionen-Deckel für die Bevölkerung. Das ist gefährlich 
und führt zu Ungewissheit und Chaos.

Mit ihrer Chaos-Initiative (Nachhaltigkeits-Initiative) 
will die SVP den bewährten bilateralen Weg abbrechen. 
Gerade jetzt, wo Russland einen völkerrechtswidri-
gen Krieg führt und Trump den Welthandel sabotiert,  
sollen die etablierten Verträge der Schweiz aufge-
kündigt werden. Die Folge wäre ein unkontrollier-
bares Chaos. Entweder kämen mehr Migranten von 
ausserhalb der EU oder unsere Spitäler würden kol-
labieren, die Restaurants müssten schliessen und 
viele KMU könnten einpacken. So oder so würde  
die Schweiz zum Mekka für Asylmigration werden. 
Dies muss entschieden bekämpft werden.

Kontingente und Planwirtschaft führen ins Chaos
Die Chaos-Initiative schreibt eine starre, für alle Zei-
ten fixierte Bevölkerungsgrenze von zehn Millionen 
Menschen in die Verfassung. Künftig würde statt des 
freien Markts eine unschweizerische Planwirtschaft 
gelten. Nur wenn jemand stirbt oder das Land ver-
lässt, dürfte ein anderer Mensch einwandern oder 
(bis 2050) geboren werden. Wie das in der Praxis 
funktionieren soll, darüber schweigen sich die Ini-
tianten aus. Vermutlich würde der Staat Kontingente 
verteilen. Nur: Wie genau?

Welche Branchen würden Kontingente erhalten 
und welche müssten auf neue Arbeitskräfte verzich-
ten? Wer würde als Erstes den Laden dichtmachen? 
Die Bauern, das Gastgewerbe oder die Maschinen-
industrie? Würde die Schweiz eher auf die Forscher 
an ihren Hochschulen oder auf die Lastwagenfah-
rer, die unsere Lebensmittel transportieren, verzich-
ten? Wäre es besser, deutsche Chirurgen, die heu-
te in Landspitälern operieren, oder Mitarbeiter von  
Reinigungsinstituten, die in urbanen Zentren Büro-
toiletten putzen, abzuweisen? Niemand weiss es. 
Klar ist, dass es allen schadet und das Chaos rie-
sengross wäre.

Die Schweiz wird zum Asylmekka für illegale 
Migranten und Schlepper
Wenn die Chaos-Initiative angenommen wird, produ-
ziert die SVP einen regelrechten Asylsupergau. Der 
Wortlaut der Initiative ist eindeutig: Die Schweiz 
muss die Schengen-Dublin-Verträge kündigen, da 
diese auf der Personenfreizügigkeit basieren. Die 

Schweiz wäre draussen. Die Folge? Zehntausen-
de abgewiesene Asylbewerber aus ganz Europa 
könnten in der Schweiz ein zweites Asylgesuch 
stellen. Die Schweiz würde zum Mekka für Asyl
bewerber und skrupellose Schlepper werden. Unser 
Asylsystem würde zusammenbrechen. Denn nur 
dank dem Dublin-Vertrag kann die Schweiz deut-
lich mehr Menschen mit negativem Asylentscheid 
in den zuständigen Staat überstellen, als sie aus 
den Partnerstaaten übernehmen muss. Ohne den  
Dublin-Vertrag könnten hunderttausende Abgewie-
sene aus ganz Europa hierzulande ein zweites Asyl-
gesuch stellen. Das Chaos wäre riesig – ein brutaler 
Schuss ins eigene Knie.

Die Polizei wird blind
Nicht nur die Linken schwächen heute unsere Poli-
zei! Fällt die Personenfreizügigkeit mit der EU weg, 
verliert unsere Polizei den Zugang zum Schengen-In-
formationssystem (SIS). Ohne das Schengen-Infor-
mationssystem (SIS) verliert sie den Zugriff auf die 
wichtigste Datenbank zur Verbrechensbekämpfung. 
Das SIS liefert täglich Dutzende Warnmeldungen 
über Terroristen und andere Kriminelle. Ohne diese 
Datenbank wären unsere Polizistinnen und Polizis-
ten blind. Banden, Einbrecher, die Mafia und andere 
Kriminelle könnten ungestört in die Schweiz einrei-
sen. Aber auch Terroristen und Gefährder hätten ein 
leichtes Spiel. Hier spielt die SVP mit dem Feuer und 
gefährdet unsere Sicherheit.

Frei reisen wäre passé
Ein Ja zur Chaos-Initiative würde den kleinen Grenz-
verkehr beenden. Anstelle von Ausflügen in die 
Nachbarländer gäbe es wieder Schlagbäume an 
den Grenzen. Pendler und Ausflügler müssten sich 
auf lange Wartezeiten an den Zollstellen einstellen. 
Beim Fliegen könnten Schweizer Airlines ihre unbe-
schränkten Verkehrsrechte im EU-Luftraum verlie-
ren. Die Folge wären weniger Direktverbindungen 
und deutlich höhere Ticketpreise aufgrund des ge-
ringeren Wettbewerbs. Insgesamt würde das Reisen 
in Europa komplizierter, da der gewohnte Komfort of-
fener Grenzen wegfiele und die Schweiz gegenüber 
der EU rechtlich wie ein Drittstaat behandelt würde.

Gefährdet die AHV
Die Chaosinitiative ist in Wahrheit ein gefährliches 
Experiment auf dem Rücken unserer Sozialversi-
cherungen. Wer die Bevölkerung künstlich deckelt, 
würgt den demografischen Motor der AHV ab. Unser 
Rentensystem ist zwingend auf eine dynamische 
Wirtschaft und junge Beitragszahler angewiesen. 
Da die einheimische Geburtenrate seit Jahrzehnten 
zu niedrig ist, sichert die gezielte Zuwanderung von 
Fachkräften die Finanzierung unserer Altersvorsor-
ge. Eine starre Obergrenze würde das Verhältnis zwi-
schen Einzahlern und Rentnern massiv verschlech-
tern und die AHV in den Ruin treiben. Wer «Ja» zu 
dieser Initiative sagt, nimmt Rentenkürzungen oder 
massive Lohnabzüge bewusst in Kauf. 

Anlässlich der Delegiertenversammlung vom 31. De-
zember 2026 in Genf fassten die Delegierten deutlich 
die NEIN-Parole zur Initiative der SVP. Weitere Infor-
mationen zur Gegenkampagne des überparteilichen 
Komitees finden Sie unter www.nein-chaos.ch.

Kampagnen

Nein zur SVP-Chaos-Initiative!

Ein gefährliches Experiment auf Kosten von Wirtschaft und Sicherheit

Christian Steiner,
Fraktionssekretär 
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Delegiertenversammlung

Fotos: André Springer

Impressionen von der Delegiertenversammlung

31. Januar 2026 in Genf

Unser Co-Präsidium Susanne Vincenz-Stauffacher und Benjamin Mühlemann bereiten sich auf die Delegiertenversammlung vor.

Bundesrat Ignazio Cassis wandte sich in einer spannenden Rede an die Delegierten. Co-Parteipräsidentin Susanne Vincenz-Stauffacher.
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Delegiertenversammlung

Die Delegierten unterschreiben die Resolution zum Entlastungspaket 2027. Wir fordern: der Staat muss endlich Prioritäten setzen.

Impressionen von der Delegiertenversammlung

Lebhafte Diskussionen im Rahmen der Parolenfassung zur SRG-Initiative.
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Liebe Ständerätinnen und Ständeräte, liebe Nationalrätinnen und Nationalräte 

Nach jahrzehntelanger Ruhe sieht sich die Schweiz heute wieder von Feinden bedroht. Über München flie-
gen unbekannte Drohnen, in Polen werden Gleise gesprengt. Wladimir Putin droht, seinen Krieg in weitere 
europäische Länder zu tragen. Jede und jeder weiss es: Die Schweiz muss mehr in ihre Sicherheit inves-
tieren – das wird viele Milliarden Franken kosten.

Bei der Finanzierung dieser Milliarden scheiden sich die Geister. Reflexartig rufen viele Politikerinnen und 
Politiker nach neuen Steuern. Zahlen sollen also die Bürgerinnen und Bürger. Dabei hätte der Staat genug 
Geld – er müsste nur die richtigen Prioritäten setzen. In der nächsten Session werden Sie erneut über das 
«Entlastungspaket 27» beraten. Dieses visionäre Projekt von Bundesrätin Karin Keller-Sutter würde den Bund 
um jährlich zwei bis drei Milliarden Franken entlasten – finanzielle Mittel, wie wir sie für die Nachrüstung 
der Armee dringend brauchen würden.

Leider musste das Paket schon in der bisherigen parlamentarischen Arbeit zünftig Federn lassen. Hier wurde 
eine Bundesausgabe geschützt, dort eine Subvention verteidigt. Bereits ist das Entlastungspaket um mehr 
als einen Drittel geschrumpft.

Wir, die Unterzeichnenden dieses Briefs, protestieren gegen diese Sparverweigerung.

1.	 Wir sind überzeugt, dass die Schweiz dringend in ihre Sicherheit investieren und ihre Verteidigungsfä-
higkeit wiedererlangen muss.

2.	 Wir fordern Sie auf, neue Steuern abzulehnen und den Spardruck hochzuhalten. Im Entlastungspaket 27 
und mit einem zweiten Entlastungspaket. Darin muss auch der grösste Kostenblock überprüft werden: 
die rasant steigenden Sozialausgaben.

3.	 Wir verlangen als ersten Schritt, dass der AHV-Bundesanteil nicht stärker wachsen darf als die Teue-
rung.

4.	 Wir erwarten, dass Sie – die Politikerinnen und Politiker aller Parteien – sich aus dem Griff der Verbände 
lösen, denen Sie verbunden sind, und an die Gesamtinteressen Ihrer Wählerinnen und Wähler denken.

5.	 Wir fordern einen Personalstopp beim Bund, analog zur Verwaltungsbremse-Initiative der Jungfreisin-
nigen.

Drei friedliche Jahrzehnte lang haben Sie (oder viele von Ihnen) in Sonntagsreden verlangt, dass unser Staat 
handlungsfähig bleiben muss, um auf Krisen reagieren zu können.

Nun, 2026, gilt es ernst. Jede Politikerin, jeder Politiker steht heute vor einer unangenehmen Wahl: Entweder 
er schützt Partikularinteressen. Oder er schützt die Schweiz. 

Welche Wahl treffen Sie? Wir zählen auf Sie.

Herzlich
Die Delegierten der FDP.Die Liberalen Schweiz

Delegiertenversammlung

Resolution der FDP zum 

Entlastungspaket 2027
Einstimmig verabschiedet an der Delegiertenversammlung vom 31. Januar 2026 in Genf.
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«Was passiert im Generalsekretariat?» – «Bis vor kurzem wusste ich gar 
nicht, dass die FDP ein Generalsekretariat dieser Grösse hat.» – «Ich kann mir 
gar nicht vorstellen, welche Aufgaben im Generalsekretariat anfallen.» 
Kommentare wie diese, die wir bei unseren Besuchen der kantonalen 
Geschäftsstellen hören, zeigen, dass es an der Zeit ist, einen kurzen Überblick 
zu geben. Unser Generalsekretariat funktioniert wie eine Einheit aus 
einzelnen Teilen: Es ist flexibel, nach allen Seiten biegbar und doch 
zusammengehörig.

Der Generalsekretär ist im Zentrum die Drehscheibe 
und der Stossdämpfer, damit wir nicht im Hamster­
rad enden.

In der Kommunikation entsteht der nationa­
le «Freisinn», die zahlreichen Medienmitteilungen, 
Social Media Posts und Petitionen. Das Kampa­
gnenteam kämpft gegen linke Verhinderer, rechte 
Abschotter und für liberale Lösungen. Zudem arbei­
tet es mit den Mitarbeitern der Dienstleistungen für 
die Kantone zusammen, in denen auch die IT-Anlie­
gen und digitalen Projekte angesiedelt sind, um den 
Wahlkampf 2027 vorzubereiten.

Die motivierten Kolleginnen des Backoffice ma­
chen Events wie eine nationale Delegiertenver­
sammlung oder einen Fraktionsausflug erst möglich. 
Mit ihrer wertvollen Arbeit bilden sie das Rückgrat 
der Partei und sind für jegliche Art von Rechnungs­
stellung verantwortlich.

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter unterstüt­
zen die Fraktionsmitglieder des National- und des 
Ständerats bei der Kommissions- und Parlaments­

arbeit. Sie verfassen Vernehmlassungsantworten 
und arbeiten intensiv an Positionspapieren mit.

Diese Vielfalt ist einzigartig und macht den Reiz 
der Tätigkeiten und der Arbeit aus. Dafür sind unter­
schiedliche Fähigkeiten gefragt. Daher gibt es eine 
gesunde Altersdurchmischung, wie die Spanne von 
25 bis 51 Jahren zeigt.

Unsere Arbeit für die Partei wird durch Spenden­
gelder finanziert. Diese stammen von Privatpersonen 
und Firmen, die sich immer wieder aufs Neue für die 
liberale Politik engagieren. Aufgrund unserer Frak­
tionsgrösse erhalten wir als Partei zusätzlich einen 
Bundes-Zustupf.
Seit dem 1. Januar arbeiten zwei neue Mitarbeiter für 
die FDP. Hier stellen sich beide kurz vor:

Vincent Müller, wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
Fraktionsteam
Mein Name ist Vincent Müller, ich bin 25 Jahre alt 
und der neue wissenschaftliche Mitarbeiter im Ge­
neralsekretariat. Ich kümmere mich um die sicher­
heitspolitischen Kommissionen sowie um die Kom­
missionen für Verkehr und Fernmeldewesen und die 
damit verbundenen Geschäfte.

Nach einem Bachelorstudium der internationa­
len Beziehungen, einem Master in Europastudien so­
wie einem Hochschulpraktikum beim Seco im Be­
reich der Exportkontrolle von Kriegsmaterial freue 
ich mich darauf, an diesen für die Zukunft unse­
res Landes wichtigen Themen mitzuarbeiten. Mei­
ne Neugier und mein Interesse an vielfältigen poli­
tischen Fragestellungen machen diese Position für 
mich zu einer besonders spannenden beruflichen 
Chance.

Ich bin in Lausanne geboren und habe in Genf 
studiert. Die Arbeit in Bern eröffnet einem «ech­
ten» Romand wie mir die Chance, sich der Deutsch­
schweiz zu öffnen und mit dem FDP-Generalsekreta­
riat zusammenzuarbeiten. Das freut mich sehr.

Adrian Rosser, Verantwortlicher deutschschwei-
zer Kantone, Team Dienstleistungen Kantone
Ich bin Adrian Rosser, 38 Jahre alt, verheiratet und 
Vater eines vierjährigen Sohnes. Zweisprachig im 
waadtländischen Vully aufgewachsen, spreche ich 
Bärndeutsch und Französisch. Beruflich habe ich 
Mediamatik bei der Swisscom gelernt und in der 
Online-Marketing-Kommunikation gearbeitet, unter 
anderem bei Swisscom, Murten Tourismus, Crea­
beton Matériaux und nellen.IT.

Ich engagiere mich für die Berufsbildung als Prä­
sident der Lehraufsichtskommission Mediamatik und 
als Chefexperte des Kantons Freiburg sowie als Prü­
fungsexperte in mehreren Kantonen. Geschäftlich 
reise ich mit dem öV, privat unternehme ich im Som­
mer Ausflüge mit meinem Opel Manta B und bin seit 
über zehn Jahren Vorstandsmitglied des OPEL Clubs 
Bern.

Seit 2021 bin ich Mitglied der FDP Vully-VD. Per 
1. Januar habe ich bei FDP.Die Liberalen Schweiz 
die Verantwortung für die Deutschschweiz übernom­
men und bin als Produktmanager für das CRM Toc­
co tätig. In dieser Funktion trage ich dazu bei, dass 
die Deutschschweizer Kantone für die Wahlen 2027 
bestmöglich aufgestellt sind.

Generalsekretariat

Hallo Generalsekretariat!

Kathrin Puhan,
Büroleitung 

Jetzt spenden
Wir bedanken uns ganz herzlich für  
Ihre Unterstützung

Bild: Abbildung GS, Januar 2026
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Steuern

Steuern Steuern

Heiratsstrafe  
abschaffen

JA zur Individualbesteuerung
8. März 2026

ja-zur-individualbesteuerung.ch


